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Eil
nischer Indikation auch die Einwilligung des Erzeu-

gers erforderlich?

Anfrage: Kann eine Gutachterstelle bei medizinischer Indi-

kation einer Schwangerscaftsunterbrehung neben der

schriftlichen Zustimmung der ledigen Schwangeren auch die

schriftliche Zustimmung des Erzeugers des Kindes verlangen?

Die Anfrage ist sehr interessant. Sie ist hier etwas abge-
wandelt, so etwa durch Ersatz des Wortes ÅKindsvaterÇ durch

ÅErzeugerÇ, da Kindsvater nur sein kann, von dem ein leben-

diges oder totes Kind abstammt, nicht aber jemand, der ein

bislang noch im Stadium einer denkbaren legalen Unter-

brechung befindliches embryonales Gebilde erzeugt hat.

Es wird in der Antwort, welche sich nicht nur mit dem un-

ehelichen Erzeuger, sondern mit dem Ehemann der Schwan-

geren befaÉt, davon ausgegangen, daÉ es nach dem derzeiti-

gen Rechtszustand keine soziale, ethische, ja nicht einmal Ñ

obwohl es in manchen FÖllen dringend notwendig wÖre Ñ

eine eugenische Indikation gibt, sondern daÉ wir Ñ unbescha-

det dessen, ob in einzelnen LÖndern der $ 14 des Gesetzes

Über den erbkranken Nachwuchs noch gilt oder nicht, dessen

Mindestvoraussetzungen zu beachten haben (1). Es muÉ sich

also um einen Eingriff handeln, der notwendig ist, um das

Leben der Schwangeren zu erhalten oder sie vor ernstlich

drohenden gesundheitlichen SchÖden zu bewahren, sofern

dies Ziel nicht anders als durch eben diesen Eingriff erreicht

werden kann. Dazuhin tritt nach der Rechtsprechung Ñ die

wohl etwas zu weit gehen dÜrfte, daÉ der Eingriff nur von

einem Arzt (nicht also von einer Hebamme) (2) und nur in

einem Krankenhaus (3) (also nicht vom freien GynÖkologen)

vorgenommen werden darf. Dies soll hier nicht nÖher erártert

werden (4), ist aber fÜr die Ausgangslage erwÖhnenswert,

weil sich gerade aus der Sicht auf die gesundheitliche Lage

der Schwangeren selbst der richtige Blickwinkel fÜr den an-

geblichen Wunsch der Gutachterstelle gewinnen lÖÉt. DaÉ

Übrigens die Anrufung der Gutachterstelle nur eine Ord-

nungsvorschrift ist, welche den Arzt vor unÜberlegten Schrit-

ten abhalten und ihn vor spÖteren MiÉdeutungen decken soll,

daÉ aber ihre Unterlassung nicht strafbar ist, sofern dem Arzt

nicht widerlegt werden kann, daÉ er in dem genannten Über-

gesetzlichen Notstand gehandelt hat, hat der BGH ebenfalls

entschieden (5), woraus sich also ergibt, daÉ der Arzt in einem

Falle der medizinischen Indikation gegenÜber einer formal

auf einer Unterschrift beharrenden Gutachterstelle trotzig die

Indikation auch ohne deren Zustimmung annehmen und da-

nach handeln kann. Keinesfalls darf ihm zu einem solchen

Schritt geraten, es soll sogar dringend davon abgeraten wer-

den, weil er strafprozessuale Schwierigkeiten nach sich ziehen

kann. ErwÖhnt wurde es aber, um zu zeigen, daÉ die Gut-

achterstellen nicht zu sehr auf Formalien sehen, sondern den

Gesundheitszustand in den Vordergrund stellen mÜÉten. Be-

deutet die ZurÜcksendung eines Formblattes zur Nachholung

einer Unterschrift etwa, daÉ die Gutachterstelle sagt: ÅWir

prÜfen nichtÇ oder gar ÅWir wÜrden einwilligen, wenn die

Formaiien erfÜllt wÖren, aber ...?Ç Beides wÖre falsch. Un-

begrÜndete AntrÖge kánnen auch bei vorliegender Einwilli-

gung des Erzeugers ohnehin abgelehnt werden, also benátigt

man zu dieser Entscheidung die Einwilligung nicht. BegrÜn-

dete AntrÖge medizinisch vordringlicher Art aber muÉ man

auch dann bescheiden, wenn diese Einwilligung nicht vorliegt.

Die Antwort geht also zunÖchst einmal noch weiter als sie

der Anfragende begehrt. Es bedarf im Falle der medizinischen

Indikation nicht einmal der Einwilligung des Ehemannes und

kÜnftigen Vaters. GewiÉ, bei allen sonstigen IndikationsfÖl-

len (die ja ohnehin nicht Anwendung finden kánnen), kánnte

der Ehemann mit dem Einwand kommen, er wolle lieber ein

blindes Kind als keines oder er hungere lieber mit sechs Kin-

dern, anstatt es mit vieren einfacher zu haben. Hier aber geht

es doch, wenn die medizinische Indikation richtig beachtet

wird, um das Leben und die Gesundheit der Mutter. àber

diese aber hat nur sie allein zu verfÜgen und nicht der Ehe-

mann. Zwar kann der Ehemann dort, wo die Mutter etwa nicht

mehr vernehmungsfÖhig wÖre (soll Kaiserschnitt versucht

werden mit dem Risiko des Todes der schwÖchlichen Mutter

oder nimmt man die Gefahr in Kauf, daÉ das Kind angesichts

der Schwierigkeiten der Entbindung erstickt oder am Kopf

verletzt wird?), aus seinem Gewissen heraus den mutmaÉ-

lichen Willen seiner Frau kundtun. Das wird, wenn die Ehe-

leute religiás gebunden sind, und bei sonstiger Einheit der

Ehepartner máglich, immer aber zulÖssig sein, um dem Arzt

im Konflikt zu helfen. Um solche Dringlichkeit und Ersatz

einer Einwilligung des erklÖrungsunfÖhigen Patienten durch

die einer Vertrauensperson, die den wahren Willen zu ken-

nen glaubhaft vorgibt, geht es hier aber nicht, sondern es geht

um die Abgabe schriftlicher ErklÖrungen zu einem noch in

der Ferne stehenden, momentan noch nicht gefahrdrohenden

Eingriff, der allein dem Wohl der Mutter dienen soll. Soll hier

nun der Ehemann erklÖren dÜrfen, ÅIch will nicht, daÉ meine

Frau gerettet wird, ich will lieber das Kind haben; mag sie

sterben, wenn es sein muÉ!âÇ? Er darf das nicht einmal aus

religiáser àberzeugung tun, sofern er sich nicht des Ein-

verstÖndnisses des Partners sicher ist (und dann bedarf es ja

gar keines Antrags mehr)! Die Forderung, daÉ der Ehemann
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mit unterzeichne, beruht auf dem patriarchalischen Gedanken,

daÉ der Ehemann das Haupt der Familie sei und zugleich auch

auf dem Gedanken, daÉ er bestimmen mÜsse, ob er lieber das

Kind oder lieber die Frau opfern wolle. Mit Gleichberechti-

gung hat das nichts zu tun. Wenn das Leben der Frau auf dem

Spiele steht, dann hat sie, Örztlich sorgfÖltig beraten, selbst

und ganz allein zu entscheiden, und meist werden die Ehe-

leute sich dabei einig sein.

Um ein MiÉverstÖndnis zu vermeiden, wird selbstverstÖnd-

lich die Gutachterstelle den Ehemann von sich aus befragen

mÜssen. Vielleicht kann dieser geltend machen, daÉ seine

Frau leicht hysterisch sei und daÉ das Örztliche Gutachten des

Antragsarztes falsch sein mÜsse. Dann wird die Sache erneut

auf das medizinische Gebiet der Indikation geschoben, wohin

es gehárt. Aber die bloÉe Verweigerung einer Unterschrift

ohne GegengrÜnde darf Ñ stets strengste medizinische PrÜ-

fung vorausgesetzt Ñ nicht das Leben einer Ehefrau gefÖhr-

den. Das wÖre reiner Formalismus.

Was hier fÜr den Ehemann gesagt ist, gilt erst recht fÜr den

auÉerehelichen Erzeuger. Mehr noch: Auch wenn man die von

mir vertretenen Gedanken, die immerhin neu sein dÜrften,

restlos ablehnt, verÖndert sich die Situation fÜr den unehe-

lichen Erzeuger. All das, was man, aus welchen GrÜnden reli-

giáser, familiÖrer, ethischer Art dafÜr anfÜhren kann, daÉ der

Familienvater ein Recht darauf habe, der Tátung der Leibes-

frucht auch bei ernster GefÖhrdung der Mutter zu widerspre-

chen, gilt fÜr den unehelichen Erzeuger nicht. Der Familien-

vater gilt als Vater und hat die elterliche Gewalt, solange er

nichts dagegen unternimmt, mag er auch gar nicht leiblicher

Erzeuger sein. Der uneheliche Erzeuger dagegen tritt nicht

einmal in verwandtschaftliche Beziehungen zum Kind. Daran

hat auch das FamilienrechtsÖnderungsgesetz nichts geÖndert.

Im Gegenteil: Die Stellung des ehelichen Kindes ist zwar ver-

bessert, nicht aber sind die Rechte des unehelichen Erzeugers

verstÖrkt worden. Zudem ist es in vielen FÖllen undenkbar,

Überhaupt eine Unterschrift beizubringen. Die meisten Unter-

haltsprozesse gehen doch darum, daÉ der angegebene Erzeu-

ger es nicht zu sein behauptet. In anderen FÖllen bekennt sich

der Erzeuger gegenÜber der Mutter zu dem Kind und bezahlt

groÉzÜgig, er will sich aber nach auÉen nicht bekennen, weil

vielleicht ein VerhÖltnis der àber- oder Unterordnung oder

gar ein Sittlichkeitsdelikt dahinter steht. Wie etwa, wenn die

Kindesmutter jemanden fÖnde, der ihr die Unterschrift leistet

und spÖter nach vorgenommenem Eingriff ein anderer Mann

kÖme und sich darÜber beschwert, daÉ man ihn nicht gehárt

habe, denn er sei der Erzeuger und sei um das Kind betrogen?

Wer wollte solche Konflikte entscheiden, wo (im Gegensatz

zu sonst) zwei AnwÖrter da sind und Blutproben und erbbio-

logische Untersuchungen mangels eines vorhandenen Kindes

undurchfÜhrbar sind. MÜÉte man also erst die Entbindung ab-

warten und die Mutter máglicherweise daran sterben lassen?

Nach dem neuen Familienrecht hat die Mutter eines unehe-

lichen Kindes die elterliche Gewalt und der Erzeuger hat sie

nicht. Soll dieser dort, wo er nicht einmal am lebenden Kind

elterliche Gewalt ausÜben durfte, sogar Über die GefÖhrdung

der Mutter bei medizinischer Indikation mitbestimmen und

die Mutter aus vorgeschobenen ethischen Motiven (die mit

seiner Übrigen Verhaltensweise kaum vereinbar sind) an

ihrem Leben oder ihrer Gesundheit entscheidend gefÖhrden

dÜrfen? Die Bearbeitung eines medizinisch unterbauten An-

trags an einer solch undurchfÜhrbaren Formsache scheitern

zu lassen, ist m.E. nicht statthaft. Gelást werden kánnen all

diese Eingriffsprobleme nur an der Örztlichen PrÜfung der Ge-

sundheit. Ergibt diese PrÜfung ernste Lebensgefahr oder

ernste Gesundheitsgefahr, dann kommt es nur auf den Willen

der Schwangeren an. Gegen deren Willen allerdings darf nicht

eingegriffen werden. Dies ergibt sich aus den allgemeinen

GrundsÖtzen zur Einwilligung in einen Heileingriff (6). Auf

das Problem der AufklÖrungspflicht des Arztes Über drohende

Gefahren braucht hierbei nicht eingegangen zu werden (7).
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